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 Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall bei 
mehreren Erkrankungen? 

Das Bundesarbeitsgericht hat zur sogenannten 
Einheit des Verhinderungsfalls am 11.12.2019 
eine Entscheidung getroffen, von der bislang 
nur eine Pressemitteilung vorliegt, die für viele 
Arbeitgeber aber Relevanz entfalten kann. 

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt 
zugrunde: Vom 07.02.2017 bis 18.05.2017 war 
die Arbeitnehmerin aufgrund eines psychischen 
Leidens erkrankt, ab 19.05.2017 unterzog sie 
sich einer gynäkologischen Operation und war 
fortlaufend arbeitsunfähig bis 30.06.2017. Die 
Arbeitgeberin verweigerte die Entgeltfortzah-
lung über den ersten Entgeltfortzahlungszeit-
raum von 6 Wochen ab dem 07.02.2017 hinaus, 
da sie bestritt, dass die erste Erkrankung aus-
geheilt war, als die gynäkologische Operation 
durchgeführt wurde. 

Dieses Argument hat wegen der sogenannten 
Einheit des Versicherungsfalls Bedeutung, die 
besagt, dass der gesetzliche Anspruch auf Ent-
geltfortzahlung im Krankheitsfall auch dann auf 
die Dauer von 6 Wochen beschränkt ist, wenn 
während einer bestehenden Arbeitsunfähigkeit 
eine neue, auf einem anderen Grundleiden be-
ruhende Krankheit auftritt, die ebenfalls Arbeits-
unfähigkeit zur Folge hat. 

Die Gerichte haben hier ermittelt, dass die ur-
sprüngliche psychische Erkrankung am 
18.05.2017 noch nicht ausgeheilt war (durch 
Vernehmung der Ärzte), sodass keine weitere 
Entgeltfortzahlung zu leisten war. Der Arbeit-
nehmerin hat dabei auch nicht geholfen, dass 
auf der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vom 
18.05.2017 "Erstbescheinigung" angekreuzt 
war, denn die behandelnde Gynäkologin kann 
ja nicht wissen, ob und inwiefern die Arbeitneh-
merin zuvor bereits erkrankt war und ob die dor-
tige Erkrankung ausgeheilt ist. Die Arbeitneh-
merin hat insoweit die volle Beweislast, dass die 
vorangegangene Arbeitsunfähigkeit im Zeit-
punkt des Eintritts der weiteren Arbeitsverhin-
derung geendet hatte. Dieser Beweis ist im vor-
liegenden Fall nicht gelungen. 

Arbeitgeber haben, wenn eine Arbeitnehmerin 
innerhalb von 6 Monaten mehr als 6 Wochen 
arbeitsunfähig erkrankt ist, die Möglichkeit, die 

Leistung weiterer Entgeltfortzahlung (über den 
6-Wochen-Zeitraum hinaus) von der Auskunft 
über die Ursachen der einzelnen Erkrankungen 
und gegebenenfalls auch einer Entbindung der 
behandelnden Ärzte von der Schweigepflicht 
abhängig zu machen. Dies hat das Bundesar-
beitsgericht bereits vor einigen Jahren so ent-
schieden (BAG, Urteil vom 10.09.2014 - 10 AZR 
651/12).  

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 11.12.2019 - 5 
AZR 505/18 

 

 

 

 

 

 

 

 Zusatzvergütung auch ohne Anordnung des 
Auftraggebers? 

Das Oberlandesgericht Hamm hat in einer vom 
Bundesgerichtshof bestätigten Entscheidung 
eine häufig auf Baustellen vorkommende Situa-
tion zugunsten des Auftragnehmers, der sich al-
lerdings auch zumindest nicht ungeschickt ver-
halten hat, entschieden: 

Im zugrunde liegenden Sachverhalt verlangte 
der Auftraggeber die Ausführung einer Leistung 
vom Auftragnehmer, von der der Auftraggeber 
ausging, da sie vom vertraglichen Leistungsum-
fang umfasst ist. Der Auftragnehmer stellte ein 
Nachtragsangebot i.H.v. EUR 55.275,00, dass 
der Auftraggeber ablehnte, da er die Leistung 
als vom Vertrag umfasst ansah. Konkret ging es 
um im Leistungsverzeichnis nicht aufgeführte 
Programmierungsarbeiten, die unstreitig zur 
Herbeiführung der ordnungsgemäßen Funktio-
nalität einer Brandmeldeanlage gehören, im 
Los 1 des Leistungsverzeichnisses nicht aufge-
führt waren, in einem anderen Bauteil (Los 2) 
aber sehr wohl. 

Der Auftraggeber besteht auf der Ausführung, 
verneint aber eine Zahlungsverpflichtung, der 
Auftragnehmer führt die Leistung auch aus und 
rechnet sodann den Nachtrag ab, vor dem 
Oberlandesgericht Hamm und vor dem Bun-
desgerichtshof gewinnt er. Das Oberlandesge-
richt Hamm betrachtet das Verlangen der Aus-
führung der Programmierung zwar nicht als 
Verlangen einer Leistungsänderung im Sinne 
von § 1 Abs. 4 S. 1 VOB/B, da der Auftraggeber 
ja ausdrücklich davon ausgeht, dass die Leis-
tung vom Vertrag umfasst ist, kommt aber trotz-
dem zu einer Zahlungspflicht, da es davon aus-
geht, dass der Auftraggeber, der die Ausfüh-
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rung einer Leistung will und sich fälschlicher-
weise auf den Standpunkt stellt, die Leistung sei 
vom Auftragsumfang umfasst, nicht hinterher 
sich auf das Fehlen einer Änderungsanordnung 
berufen kann, da dies eine unzulässige Rechts-
ausübung darstelle. Schließlich habe der Auf-
traggeber durch die unzutreffende Rechtsauf-
fassung, dass die Leistung vom Vertrag um-
fasst sei, die ansonsten notwendige Anordnung 
einer geänderten Ausführung „umgangen“, die 
Früchte dieser falschen Handhabung soll er 
nicht ernten dürfen. 

Zu beachten ist, dass Gerichte dies auch schon 
anders gesehen haben (z.B. OLG Düsseldorf, 
IBR 2014, 68), sinnvoll ist es in einer solchen 
Situation deswegen für den Auftragnehmer im-
mer, vor der Ausführung der Leistung nochmals 
zu bekräftigen, dass man von einer Vergütungs-
pflicht ausgeht und die Ausführung nur unter 
ausdrücklichem Verlangen einer Vergütung ge-
schieht. 

OLG Hamm, Urteil vom 13.07.2017 - 24 U 
117/16 

BGH, Beschluss vom 10.07.2019 - VII ZR 
209/17 

 

 Die Stundung des Pflichtteilsanspruchs 

Die Erfüllung von Pflichtteilsansprüchen kann 
für den Erben im Einzelfall gravierende Folgen 
haben und zum Beispiele dazu führen, dass der 
überlebenden Ehegatte gezwungen wäre, das 
Familienheim zu veräußern. Soweit dies zu ei-
ner unbilligen Härte für den Erben führt, sieht § 
2331a BGB eine Stundung des Pflichtteilsan-
spruchs vor. Das OLG Rostock musste sich mit 
Urteil vom 20.06.2019 - 3 U 32/17 mit einer sol-
chen Stundung auseinandersetzen. 

Im Streitfall wurde die Enkelin des Erblassers 
von diesem als Alleinerbin eingesetzt und von 
den pflichtteilsberechtigten Kindern des Erblas-
sers auf Zahlung des Pflichtteils in Anspruch 
genommen. Wesentlicher Vermögenswert des 
Nachlasses ist ein bebautes Grundstück, das 
durch die Enkelin und ihre Familie zu Wohn-
zwecken genutzt wird. Das Landgericht Neu-
brandenburg hat die Beklagte zur Zahlung ver-
urteilt und den Antrag auf Stundung des Pflicht-
teils abgewiesen. Die hiergegen eingelegte Be-
rufung hat das OLG Rostock zurückgewiesen 

und zur Begründung ausgeführt, dass im Streit-
fall die Interessen der pflichtteilsberechtigten 
Kläger deutlich dem Interesse am Erhalt des 
Familienheims überwiegen. 

Dabei ist aus Sicht des Gerichts unerheblich, ob 
das Familienheim bereits zum Zeitpunkt des 
Erbfalls die Lebensgrundlage bildet. Vielmehr 
genüge es, wenn dies für die Zukunft der Fall 
ist, sodass die Stundung nicht bereits deshalb 
zu versagen ist, weil die Beklagte zum Zeit-
punkt, als ihre Erbenstellung feststand, noch 
nicht in das Nachlassgrundstück als Familien-
heim eingezogen war sondern dies nur beab-
sichtigt hatte. Zu berücksichtigen sei aber, dass 
die Beklagte allein durch den Rechtsstreit, der 
bereits im Jahr 2014 begann, eine Verzögerung 
der Auszahlungsverpflichtung von 5 Jahren er-
reicht habe. Im Übrigen komme eine Stundung 
auch dann nicht in Betracht, wenn absehbar ist, 
dass der Erbe auch durch eine Stundung nicht 
in der Lage versetzt wird, sich jemals die Mittel 
zur Erfüllung des Pflichtteilsanspruchs zu ver-
schaffen. Auch hier spreche der Umstand, dass 
auch 5 Jahre nach Einleitung des Verfahrens 
keine Mittel zur Verfügung stehen, um die 
Pflichtteilsansprüche zu befriedigen, gegen 
eine Stundung, zumal die Beklagte auch im 
Rahmen ihrer Anhörung nicht mitteilen konnte, 
wann sie in der Lage sein werde, die Pflichtteils-
ansprüche zu befriedigen. Abgesehen davon 
sei zu berücksichtigen, dass die Beklagte vor 
dem Umzug über ein anderes Familienheim 
verfügte. Hätte die Beklagte das zum Nachlass 
gehörende Haus statt es zu beziehen und zu in-
vestieren verwertet, hätte sie ohne weiteres die 
Pflichtteilsansprüche der Kläger erfüllen kön-
nen. In Abwägung der wechselseitigen Interes-
sen und auch unter Berücksichtigung des Alters 
der Kläger (54 und 57 Jahre) sei die Stundung 
daher nicht zuzusprechen. 

Die Stundung des Pflichtteilsanspruchs kann 
ein wichtiges Instrument sein, um zu vermei-
den, dass dem Erben die Lebensgrundlage ent-
zogen wird. Ein Gericht muss dabei aber immer 
die wechselseitigen Interessen abwägen und 
insbesondere darf die Stundung nicht dazu füh-
ren, dass der Anspruch der Pflichtteilberechtig-
ten dauerhaft ausgeschlossen ist. 

OLG Rostock, Urteil vom 20.06.2019 - 3 U 
32/17 
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 Nicht eheliche Lebensgemeinschaft - Rück-
tritt von der Schenkung der Eltern 

Es hatte sich der Bundesgerichtshof in einem 
Urteil vom 18.06.2019 - X ZR 107/16 mit einem 
Rückforderungsanspruch aufgrund Schenkung 
an nicht eheliche Lebensgefährten durch die El-
tern der Frau zu befassen. Die Tochter der 
Schenker hat in nicht ehelicher Lebensgemein-
schaft mit einem Partner gelebt, dies seit 2002. 
Im Jahr 2011 hat das Paar eine Immobilie er-
worben, hierzu haben die Eltern der Frau einen 
Betrag von EUR 104.109,10 schenkweise bei-
getragen. Nach der Überzeugungsbildung be-
reits der I. Instanz (LG Potsdam, Urteil vom 
20.8.2015 - 2 O 166/14) ist aufgrund der Um-
stände eine Schenkung an beide Partner der 
nicht ehelichen Lebensgemeinschaft zu glei-
chen Teilen anzunehmen. 

Durch den Bundesgerichtshof wurde die Ent-
scheidung der vorherigen Instanzen, wonach 
die anteilige Schenkung zurückzubezahlen ist, 
aufgrund Scheiterns der nicht ehelichen Le-
bensgemeinschaft, bestätigt. Im Urteil werden 
durch den Bundesgerichtshof zunächst die 
maßgeblichen rechtlichen Grundsätze für den 
Schenkungsvertrag dargelegt. Sodann wird in 
Anschluss an die Rechtsprechung in Bezug auf 
Schenkungen durch Eltern an ein Ehepaar, im 
Falle des Scheiterns der Ehe, ausgeführt, dass 
auch der dauerhafte Bestand der gemeinsamen 
Nutzung einer Immobilie im Rahmen der nicht 
ehelichen Lebensgemeinschaft erkennbar Ge-
schäftsgrundlage des Schenkungsvertrages 
sein kann. Für die Annahme der Geschäfts-
grundlage wurde das Argument herangezogen, 
dass je stärker die zukünftigen Lebensverhält-
nisse des Beschenkten beeinflusst werden 
umso mehr die Vorstellung des Schenkenden 
hinsichtlich dieser zukünftigen Nutzung Bedeu-
tung gewinnt. Dies wirkt sich typischerweise im 
Falle der Schenkung einer Immobilie oder eines 
größeren Geldbetrages für eine solche aus. 

Weiter wurde durch den Bundesgerichtshof zur 
Begründung des Rückforderungsanspruches, 
nach Rücktritt vom Schenkungsvertrag, ausge-
führt, dass im Falle einer relativ zeitnahen Tren-
nung der Beschenkten nach der Zuwendung im 
Zweifel von einem vollen Rückforderungsan-
spruch auszugehen ist. Für die Frage wann es 
sich um einen solchen relativ kurzen Zeitraum 

handelt, wurde eine Parallele gezogen zum 
nachehelichen Unterhalt, § 1579 Nr. 1 BGB, 
durch welchen eine Ehe von kurzer Dauer bei 
einem Zeitraum bis zwei Jahren angenommen 
wird. 

Im Falle von Schenkungen an Partner einer Le-
bensgemeinschaft, gleich ob mit Trauschein o-
der nicht, bedeutet die Entscheidung, dass je-
denfalls bei Übertragung von Immobilien  

oder Geldbeträgen hierfür innerhalb der ersten 
zwei Jahre nach der Zuwendung, im Falle des 
Scheiterns der Lebensgemeinschaft, die Rück-
forderung in voller Höhe gegenüber dem be-
schenkten Teil ohne verwandtschaftliche Bezie-
hung mit guter Erfolgsaussicht geltend gemacht 
werden kann. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 18.06.2019 - X 
ZR 107/16 

 

 Jameda Teil III: Anspruch auf Löschung? 

Im Februar 2018 hatte der Bundesgerichtshof 
die Bewertungs-Plattform für Ärzte jameda ver-
pflichtet, das Profil einer Ärztin zu löschen (Ur-
teil vom 20.02.2018 - VI ZR 30/17, SRF-
Newsletter 3/2018), wobei sich jameda in der 
Folge dazu entschieden hat, statt einer Lö-
schung Änderungen vorzunehmen, um so das 
Geschäftsmodell aufrechtzuerhalten. Aktuell 
laufen zahlreiche Rechtsstreitigkeiten mit 
jameda, die sich mit der derzeitigen Gestaltung 
der Seite befassen. Zuletzt hat das Landgericht 
München drei Ärzten Recht gegeben, die auf 
Löschung geklagt haben (Urteile vom 
06.12.2019 - 25 O 1397/18, 25 O 13979/18 und 
25 O 13980/18). 

Streitentscheidend ist die Frage, ob jameda blo-
ßer Informationsvermittler ist, dann ist nach der 
älteren Rechtsprechung des BGH aus dem Jahr 
2014 die Veröffentlichung der Daten nicht zah-
lender Ärzte zulässig oder ob jameda mit dem 
Geschäftsmodell die zahlenden Ärzte (Pre-
mium-Mitglieder) begünstigt. Das LG München 
hat beanstandet, dass auf den Profilen der Ba-
siskonten sogenannte Expertenratgeber-Artikel 
zahlender Konkurrenten unter Verlinkung des 
jeweiligen Profils veröffentlicht werden, wäh-
rend dies auf den Profilen von Platinkunden 
nicht der Fall ist. Nach Auffassung des LG er-
fülle die Bewertungsplattform eine gebilligte 
und gesellschaftlich erwünschte Funktion nur, 
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solange jameda die Stellung als neutraler Infor-
mationsvermittler wahrt und seinen zahlenden 
Kunden keine verdeckten Vorteile verschafft. 
Letzteres sei aber gegeben, wenn die ohne ihre 
Einwilligung aufgenommenen Basismitglieder 
auf dem Portal als Werbeplattform für Premium-
mitglieder genutzt würden und letzteren durch 
die Darstellung einen Vorteil gewährt werde, 
der für die Nutzer nicht erkennbar sei. Demge-
mäß wurde jameda zur Löschung der Profile 
bzw. Unterlassung in der konkreten Verlet-
zungsform verurteilt. 

Bereits im März diesen Jahres haben sowohl 
das Landgericht Bonn (Urteil vom 28. 3. 2019 - 
18 O 143/18 und vom 29.03.2019 9 O 157/18) 
sowie das Landgericht Wuppertal (Urteil vom 
29.03.2019 - 17 O 178/18) in vergleichbaren 
Fällen den Ärzten Recht gegeben und die Be-
günstigungen, die jameda den zahlenden Mit-
gliedern zukommen lässt (z.B. Profilbild, weiter-
gehende Informationsmöglichkeiten) bean-
standet und einen Unterlassungsanspruch be-
jaht. Ob die landgerichtlichen Entscheidungen 
einer Überprüfung durch die nächsten Instan-
zen, insbesondere durch den BGH standhalten, 
ist zwar offen, aktuell stehen die Chancen, ei-
nen Löschungsanspruch gegenüber jameda 
durchzusetzen aber nicht schlecht. Sollte 
jameda das Geschäftsmodell allerdings wiede-
rum ändern, ist nicht auszuschließen, dass die 
Veröffentlichung der Daten auf jameda auch 
ohne Einwilligung der Ärzte zulässig ist. Fortset-
zung folgt … 

LG München, Urteile vom 06.12.2019 - 25 O 
1397/18, 25 O 13979/18 und 25 O 13980/18 

 

 Kein Rückforderungsanspruch des Mieters, 
wenn er die Miete trotz Kenntnis eines Man-
gels vorbehaltlos zahlt 

Das Oberlandesgericht Brandenburg hat mit 
Urteil vom 10.09.2019 - 3 U 73/18 - entschie-
den, dass ein Mieter nicht berechtigt ist, vorbe-
haltlos bezahlte Miete mit der Begründung zu-
rückzuverlangen, die Mietsache sei mangelhaft 
gewesen. 

Gegenstand des Mietvertrags war ein Gärtne-
reibetrieb mit einem nicht beheizbaren Ge-
wächshaus. Der Vermieter ließ dieses Ge-
wächshaus im Mai 2014 abreißen. Der Mieter 
zahlte die Miete gleichwohl vorbehaltlos in vol-
ler Höhe fort. Erst mit anwaltlichem Schreiben 

vom 11.08.2015 machte der Mieter geltend, die 
Mietsache sei mangelhaft und er werde deshalb 
weitere Mieten nur unter dem Vorbehalt gege-
benenfalls bestehender Minderungsansprüche 
zahlen. Mit der Klage begehrt der Mieter Rück-
zahlung der hälftigen Miete für die Zeit ab Mai 
2014. Hinsichtlich der Mieten für die Zeit von 
Mai 2014 bis August 2015 wird die Klage mit der 
Begründung abgewiesen, dass einem Rückfor-
derungsanspruch bereits die Vorschrift des § 
814 BGB entgegenstehe. § 814 BGB ordnet an, 
dass ein bereicherungsrechtlicher Rückzah-
lungsanspruch dann ausgeschlossen ist, wenn 
der Zahlende gewusst hat, dass er zur Leistung 
nicht verpflichtet war. Ausgeschlossen ist die 
Anwendung des § 814 BGB allerdings, wenn 
die Leistung unter Vorbehalt erbracht und ange-
nommen wird. Da der Vorbehalt erst mit An-
waltsschreiben vom 11.08.2015 erklärt wurde, 
waren Rückforderungsansprüche des Mieters 
wegen der von ihm behaupteten Mangelhaf-
tigkeit der Mietsache von vornherein gemäß § 
814 BGB nicht gegeben. Die Kenntnis der 
Nichtschuld im Sinne von § 814 BGB umfasst 
zwar nicht nur die Tatumstände, aus denen sich 
ergibt, dass der Leistende nicht verpflichtet ist, 
sondern auch, dass er weiß, dass er nach der 
Rechtslage nichts schuldet. Der Leistende 
muss also aus diesen Tatsachen nach der maß-
geblichen Parallelwertung in der Laiensphäre 
auch eine im Ergebnis zutreffende rechtliche 
Schlussfolgerung gezogen haben. Die Frage, 
ob gemessen an diesen Maßstäben ein Rück-
forderungsanspruch aus ungerechtfertigter Be-
reicherung nach §§ 812 ff. BGB wegen Kennt-
nis der Nichtschuld ausgeschlossen ist, ist nach 
höchstrichterlicher Rechtsprechung anhand der 
konkreten Umstände des Einzelfalls zu beant-
worten. Zweifel daran, dass diese Vorausset-
zung vorliegt, gehen zulasten des darlegungs- 
und beweispflichtigen Leistungsempfängers. 
Die übliche Rechtskenntnis in einschlägigen 
Kreisen kann dabei zu einem Anscheinsbeweis 
führen. Im Regelfall ist beim heutigen Kenntnis-
stand der beteiligten Mieterkreise von deren 
Rechtskenntnis einer Minderungsbefugnis aus-
zugehen und damit die Vorschrift des § 814 
BGB anzuwenden (so auch KG Berlin, Urteil 
vom 11.09.2014, 8 U 77/13 unter Hinweis auf 
BGH NJW 2003, 2601, 2603). 

Für den Zeitraum ab September 2015 greift § 
814 BGB nicht mehr, da der Mieter ab Septem-
ber die Miete unter Vorbehalt einer möglichen 
Minderung gezahlt hat. Der Vermieter kann sich 
insoweit auch nicht auf Verwirkung berufen. Es 
fehlt insoweit jedenfalls am sogenannten Um-
standsmoment, das voraussetzt, dass sich der 
Verpflichtete aufgrund des Verhaltens des Be-
rechtigten darauf eingerichtet haben muss, die-
ser werde sein (vermeintliches) Recht nicht 
mehr ausüben. Darüber hinaus muss sich der 
Verpflichtete aufgrund des geschaffenen Ver-
trauenstatbestandes in seinen Maßnahmen so 
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eingerichtet haben, dass ihm durch die verspä-
tete Geltendmachung des Rechts unzumutbare 
Nachteile entstünden. Diese Voraussetzungen 
liegen aufgrund des vom Mieter erklärten Vor-
behalts nicht vor. Allerdings scheiterte die Klage 
hinsichtlich der Mieten ab September 2015 da-
ran, dass das Oberlandesgericht das Vorhan-
densein eines Mangels mit der Begründung ver-
neinte, das unbeheizte Gewächshaus sei be-
reits bei Mietvertragsabschluss in einem Zu-
stand gewesen, der eine gärtnerische Nutzung 
nicht zugelassen habe, sodass der Abriss des 
Gewächshauses nicht zu einem Mangel der 
Mietsache geführt habe. 

OLG Brandenburg, Urteil vom 30.09.2019, 3 U 
73/18 

 Kündigung durch einen Bevollmächtigten: 
Originalvollmacht vorlegen! 

Lässt der Vermieter oder Mieter die Kündigung 
des Mietverhältnisses durch einen Bevollmäch-
tigten (z.B. durch einen Arbeitnehmer) erklären, 
so ist die Kündigung unwirksam, wenn der Be-
vollmächtigte keine Vollmachtsurkunde vorlegt 
und der Kündigungsgegner die Kündigung aus 
diesem Grunde unverzüglich gemäß § 174 BGB 
zurückweist. Auf gesetzliche Vertreter ist § 174 
BGB allerdings nicht anzuwenden, also insbe-
sondere nicht auf im Handelsregister eingetra-
gene Organe (etwa Geschäftsführer) mit Allein-
vertretungsmacht. 

Obgleich die Rechtslage eindeutig ist und somit 
im Regelfall der Kündigung eine Originalvoll-
macht beigefügt werden muss, passieren im-
mer wieder Pannen. Offenbar ist es eine 
menschliche Neigung, die Grenzen des Zuläs-
sigen auszutesten. Das geht dann aber häufig 
schief. 

Einen derartigen Fall hatte das Oberlandesge-
richt München mit Beschluss vom 21.10.2019 - 
7 U 3659/19 - zu entscheiden. Gegenstand des 
Rechtsstreits war eine Klage auf Räumung ei-
nes als Lebensmitteleinzelhandelsgeschäft ge-
nutzten Gewerbegrundstücks. Der Vermieter 
hatte durch einen Bevollmächtigten fristlos ge-
kündigt, nachdem der Mieter mit zwei Monats-
mieten in Zahlungsrückstand geraten war. Die 
Kündigung war unterschrieben worden von ei-
nem Mitarbeiter des Vermieters. Dem Kündi-
gungsschreiben war eine notariell beglaubigte 
Abschrift einer Vollmachtsurkunde des Mitar-
beiters, der die Kündigung unterzeichnete, bei-
gefügt. Der Mieter wies die Kündigung unver-
züglich mangels Vorlage einer Originalvoll-
macht zurück und zahlte die rückständigen Mie-
ten. Im anschließenden Räumungsprozess ar-
gumentierte der Mieter erfolgreich, dass die 
Kündigung aufgrund der Zurückweisungserklä-
rung nach § 174 BGB unwirksam geworden sei. 
Die Klägerin habe dem Kündigungsschreiben 
nämlich keine Originalvollmacht beigefügt. 

Durch die nachträgliche Zahlung der rückstän-
digen Mieten sei das Kündigungsrecht erlo-
schen. Folglich müsse die Räumungsklage ab-
gewiesen werden. 

Das Oberlandesgericht München folgt der 
Rechtsauffassung des Mieters. Einem Kündi-
gungsschreiben muss eine Originalvollmacht 
beigefügt werden, eine notariell beglaubigte Ab-
schrift der Vollmachtsurkunde genügt nicht. 
Dem Schutzzweck des § 174 BGB wird durch 
die Überprüfung der erteilten Vollmacht durch 
einen Notar nicht Genüge getan. Das Überprü-
fungsrecht nach § 174 BGB steht nämlich dem 
jeweiligen Geschäftsgegner zu. Dieser soll 
dadurch in die Lage versetzt werden, das Be-
stehen und den Umfang der Vertretungsmacht 
eines Vertreters selbst überprüfen zu können. 
Er muss sich deshalb nicht auf eine Überprü-
fung durch einen Notar verlassen, bei der er 
nicht anwesend war und auf deren Durchfüh-
rung er keinen Einfluss hatte. Der Geschäfts-
gegner, hier also der Mieter, war bei der notari-
ellen Beurkundung nicht anwesend und kann 
sich deshalb auch nicht schnell und ohne wei-
teren Aufwand durch Einsichtnahme in die bei 
der Urkundsperson (dem Notar) befindliche Ori-
ginalvollmacht Sicherheit über das Bestehen ei-
ner Vertretungsmacht der als Vertreter auftre-
tenden Person verschaffen. Mit dem in § 174 
BGB dem Geschäftsgegner eingeräumten eige-
nen Prüfungsrecht, das auf eine schnelle (un-
verzügliche) Klärung der Vertretungssituation 
gerichtet ist, ist es nicht vereinbar, den Ge-
schäftsgegner auf eine Einsichtnahme beim be-
urkundenden Notar, der seinen Sitz unter Um-
ständen mehrere hundert Kilometer vom Ge-
schäftsgegner entfernt hat, zu verweisen. 

OLG München, Beschluss vom 21.10.2019 - 7 
U 3659/19 

 

 Haftung eines „Kreuzungsräumers" 

Kommt es zur Kollision zwischen zwei Kraftfahr-
zeugen ist hinsichtlich der Haftung regelmäßig 
eine Abwägung der Verursachungsbeiträge ge-
mäß § 17 Abs. 2, Abs. 1 StVG vorzunehmen, 
wobei nur unstreitige oder nachgewiesene Um-
stände berücksichtigt werden können. Es war 
durch das Kammergericht Berlin im Berufungs-
verfahren in einem Urteil vom 13.06.2019 - 22 
U 176/17 über die Haftung im Falle eines soge-
nannten „Kreuzungsräumers" zu entscheiden. 
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Es wurden zunächst in der Entscheidung die 
maßgeblichen Grundsätze ausgeführt. Ist ein 
Fahrzeugführer im Falle einer Ampel geregel-
ten Kreuzung berechtigt, bei Grünlicht für seine 
Fahrspur, in die Kreuzung eingefahren, konnte 
diese jedoch nicht durchfahren, musste viel-
mehr anhalten, sind andere Verkehrsteilneh-
mer, auch nach dem Umschalten der Ampel 
und Grünlicht für die eigene Fahrspur, grund-
sätzlich verpflichtet, dem in der Kreuzung hän-
gen gebliebenen Verkehrsteilnehmer die Räu-
mung der Kreuzung zu ermöglichen. Umge-
kehrt ist derjenige, welcher zunächst in der 
Kreuzung stehen bleiben musste, verpflichtet, 
sich über etwa nunmehr bevorrechtigte andere 
Verkehrsteilnehmer besonders zu vergewis-
sern und nur anzufahren, soweit deren Gefähr-
dung ausgeschlossen ist. Dabei begründet eine 
umso längere Standzeit in der Kreuzung eine 
deutliche Erhöhung der Verpflichtung zur be-
sonderen Sorgfalt bei Räumung der Kreuzung, 
umgekehrt darf der nunmehr berechtigte Ver-
kehrsteilnehmer, nach längerer Grünphase für 
die eigene Fahrspur, damit rechnen, dass die 
Kreuzung grundsätzlich frei ist. 

In der Entscheidung des Kammergerichts 
wurde jedoch auf den entscheidenden Unter-
schied verwiesen, dass die Grundsätze nur für 
die Kreuzungsräumer gelten, welcher „im inne-
ren Bereich der Kreuzung" stehen geblieben 
sind, sodass eine deutliche Beeinträchtigung 
des Verkehrsflusses besteht. Ist dieser Bereich 
dagegen nicht erreicht, besteht auch kein Vor-
rang für die Räumung der Kreuzung. Weiter 
wurde im Ergebnis ausgeführt, dass derjenige 
Unfallbeteiligte, welcher für sich in Anspruch 
nimmt, dass die Räumung der Kreuzung er-
möglicht werden musste, die Darlegungs- und 
Beweislast dafür trägt, dass der innere Bereich 
der Kreuzung bereits erreicht war. Dies wurde 
für den vorliegenden Fall verneint, Ansprüche 
des Kreuzungsräumers wurden darauf gestützt 
abgewiesen. 

Kammergericht Berlin, Urteil vom 13.06.2019 - 
22 U 176/17 

 

 Betrieb eines Eltern-Kind-Zentrums in der 
WEG zulässig? 

In der Teilungserklärung einer WEG ist eine 
Teileigentumseinheit als "Laden mit Lager" be-
zeichnet. In dieser Einheit betreibt der Beklagte 
(ein e. V.) als Mieter ein sogenanntes Eltern-

Kind-Zentrum. Ziel des Vereins ist laut Satzung 
unter anderem, der zunehmenden Isolation von 
Eltern entgegenzuwirken, die sich aus der Situ-
ation der Familie in der Großstadt ergibt. Geöff-
net ist das Zentrum montags bis freitags zwi-
schen 9:00 und 18:00 Uhr. Es finden verschie-
dene Veranstaltungen und Kurse, auch Kinder-
feiern, Flohmärkte und Vorträge statt. Die Klä-
ger als Mitglieder der Wohnungs- und Teilei-
gentümergemeinschaft verlangen von der Be-
klagten die Unterlassung der Nutzung der 
Räumlichkeiten als Eltern-Kind-Zentrum. Hilfs-
weise soll der Beklagte es unterlassen auf einer 
näher bezeichneten Außenfläche vor der Teilei-
gentumseinheit Kinderwagen und Fahrräder 
abzustellen und soll durch geeignete Maßnah-
men sicherstellen, dass die Immissionen in der 
Wohnung der Kläger einen Pegel von 52 dB (A) 
nicht überschreiten. Das Landgericht hat dem 
Hauptantrag stattgegeben und demnach den 
Beklagten zur Unterlassung der Nutzung verur-
teilt. Die dagegen gerichtete Berufung des Be-
klagten vor dem Oberlandesgericht ist erfolglos 
geblieben. Der Bundesgerichtshof hat der Revi-
sion des Beklagten stattgegeben und die Klage 
im Hauptantrag abgewiesen, bezüglich der 
Hilfsanträge hat der Bundesgerichtshof die Sa-
che an das Oberlandesgericht zur neuen Ver-
handlung und Entscheidung zurückgewiesen. 

Ein Wohnungseigentümer kann von dem Mieter 
einer anderen Einheit die Unterlassung fordern, 
wenn dieser die Einheit anders nutzt als in der 
Teilungserklärung vorgesehen. Dies gilt aber 
dann nicht, wenn die tatsächliche Nutzung bei 
typisierender Betrachtung nicht mehr stört als 
die erlaubte Nutzung. Der Bundesgerichtshof 
kommt zu dem Zwischenergebnis, dass die Ge-
räusche, die von einem Eltern-Kind-Zentrum 
ausgehen, angesichts der dort für gewöhnlich 
stattfindenden Aktivitäten aber typischerweise 
lauter und störender als die eines Ladens mit 
Lager sind. Gleichwohl können die Kläger keine 
Unterlassung der Nutzung verlangen, da dies 
auf der Ausstrahlungswirkung des § 22 Abs. 1a 
S. 1 BImSchG auf das Wohnungseigentumsge-
setz beruht. Laut dieser Regelung sind Ge-
räuscheinwirkungen, die von Kindertagesein-
richtungen, Kinderspielplätzen und ähnlichen 
Einrichtungen von Kindern hervorgerufen wer-
den, im Regelfall keine schädliche Umweltein-
wirkungen. Diese Wertung ist auch bei der Prü-
fung zu beachten, ob eine nach der Teilungser-
klärung ausgeschlossene Nutzung noch zuläs-
sig ist, weil sie bei typisierender Betrachtungs-
weise nicht mehr stört als die vorgesehene Nut-
zung. Dies gilt auch dann, wenn die Teilungser-
klärung vor dem Inkrafttreten des § 22 Abs. 1a 
BImSchG errichtet worden ist. Etwas anderes 
würde nur dann gelten, wenn die Nutzung der 
Einheiten als Einrichtung im Sinne des § 22 
Abs. 1a BImSchG ausdrücklich oder konkludent 
ausgeschlossen ist. Das wäre dann der Fall, 
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wenn beispielsweise eine Anlage nach der Tei-
lungserklärung als sogenanntes Ärztehaus kon-
zipiert ist. Denn die Nutzung einer Einheit als 
Kindertageseinrichtung widerspräche unabhän-
gig von dem Störungspotenzial dem professio-
nellen Charakter einer solchen Anlage. Der 
Bundesgerichtshof stellt auch klar, dass erhöh-
ter Publikumsverkehr, den eine Kindertagesein-
richtung mit sich bringt dazu führt, dass eine 
Wohneigentumseinheit regelmäßig nicht zu die-
sem Zweck genutzt werden kann. Nachdem 
vorliegend eine Teileigentumseinheit als Eltern-
Kind-Zentrum genutzt worden ist, war bei typi-
sierender Betrachtung unter Berücksichtigung 
der Ausstrahlungswirkung des § 22 Abs. 1a S. 
1 BImSchG keine größere Störung als bei ei-
nem Laden mit Lager zu erwarten, weshalb eine 
Unterlassung nicht verlangt werden konnte. Der 
Bundesgerichtshof musste bezüglich der Hilfs-
anträge den Rechtsstreit an das Oberlandesge-
richt zurückverweisen, da dieses keine Fest-
stellungen zu den behaupteten einzelnen hilfs-
weise geltend gemachten Störungen getroffen 
hat. Wenn ein Eltern-Kind-Zentrum zulässig be-
trieben werden kann, so sind nämlich Unterlas-
sungsansprüche wegen einzelner besonders 
störender Handlungsweisen nicht ausgeschlos-
sen. Hierzu muss das Oberlandesgericht ent-
sprechende Feststellungen treffen. 

Besondere Einrichtungen können demnach ei-
nen zusätzlichen Schutz genießen, der Unter-
lassungsansprüche ausschließen kann. Neu 
entschieden hat der Bundesgerichtshof, dass 
die einzelnen Wohnungseigentümer einen di-
rekten Unterlassungsanspruch gegen den Mie-
ter selbst haben. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 13.12.2019 - V 
ZR 203/18 

 

 Kein Anspruch auf völlige Stille 

Von einem Berufsmusiker (Trompeter) wurde 
von seinem Nachbarn in einem Reihenhaus 
verlangt, dass er geeignete Maßnahmen zu 
treffen hat, damit das Spielen von Musikinstru-
menten auf dem Anwesen der klagenden Nach-
barn nicht wahrgenommen werden kann. Ge-
mäß § 906 Abs. 1 BGB kann der Eigentümer 
eines Grundstückes von einem anderen Grund-
stück ausgehende Immissionen insoweit nicht 
verbieten, als die Einwirkung die Benutzung sei-
nes Grundstücks nur unwesentlich beeinträch-

tigt. Es ist auf das Empfinden eines verständi-
gen Durchschnittsmenschen abzustellen und 
danach, was ihm unter Würdigung anderer öf-
fentlicher und privater Belange zuzumuten ist. 
Eine mathematisch exakte Grenze kann dabei 
nicht festgelegt werden. Es kommt auf den Ein-
zelfall an. Eine völlige Stille kann nicht bean-
sprucht werden. Da das Musizieren zu den so-
zial adäquaten und üblichen Formen der Frei-
zeitbeschäftigung gehört, sind daraus herrüh-
rende Geräuscheinwirkungen in gewissen 
Grenzen zumutbar und damit als unwesentliche 
Beeinträchtigungen im Sinne von § 906 Abs. 1 
BGB einzuordnen. Das trifft auch auf einen Be-
rufsmusiker zu. Dieser hat nicht mehr und nicht 
weniger Rechte als ein Hobbymusiker. Ein Aus-
gleich der widerstreitenden Interessen (einer-
seits die freie persönliche Entfaltung des Musi-
kers und andererseits die Möglichkeit zur Ent-
spannung und Erholung des Nachbarn) kann im 
Ergebnis nur durch eine tatrichterlich vorgege-
bene zeitliche Begrenzung herbeigeführt wer-
den. Auch besteht kein Anspruch des Nachbarn 
darauf, dass nur in Nebenräumen wie dem 
Dachgeschoss oder Kellerraum musiziert wer-
den kann. Das Musizieren kann aus zentralen 
Räumen der Wohnung nicht vollständig fernge-
halten werden, so der Bundesgerichtshof. 
Wenn im angrenzenden Schlafzimmer der kla-
genden Nachbarn leise Trompetengeräusche 
zu hören sind, so sind sie nur als störend und 
damit als wesentliche Beeinträchtigung einzu-
ordnen, wenn dies zu den üblichen Ruhestun-
den wie der Mittags- und Nachtzeit geschieht. 
Da noch weitere Feststellungen getroffen wer-
den mussten und nur der Tatrichter abschlie-
ßend festlegen darf, zu welchen Zeiten musi-
ziert werden darf, musste der Rechtsstreit an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen werden. 
Im Übrigen hat der Bundesgerichtshof die Klage 
gegen die Ehefrau des Berufsmusikers, die Mit-
eigentümerin neben ihrem Ehemann war, abge-
wiesen. Sie hat nicht musiziert, sodass diese 
nicht Störerin gewesen ist. 

BGH, Urteil vom 26.10.2018 - V ZR 143/17 
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